
Bundessozielgericht

£z.-._=__33.Bl 592152

Verkündet am
4, August 1966

I m N a m e n d e s V o l k e
5

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin9

gegen

Beklagte und Revisionsbeklegtea

Der 44° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 4„ August 4966 hin durch

Senatspräsident
‘ .

Dr° H a u e i s e n
' ' ' —Vorsitzender —9

Bundesrichterin ' Dr° S c h w a r z

Bundesrichter S o n n e n b e r g‚

Bundessozialrichter Dr° B a u m a n n ‘
Bundessozialrichter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Lendessozialgerichts Hamburg vom 9° Juli 4965 auf—

gehoben° Die Berufung der Beklagten gegen das Ur—

teil des Sozialgerichts Hamburg vom 42„ Februar ■964

wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtli—

chen Kosten zu erstatten°
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Die Beklagte bewilligte der Klägerin? der Witwe des am
.20. März 1960 verstorbenen Versicherten Kurt Püix■xxg “

mit Bescheid vom 24" Juli 1961 eine Witwenteilrente von
9,50 DM; durch einen weiteren Bescheid vom gleichen Tage

gewährte sie der geschiedenen Frau des Versicherten eine

Teilrente von monatlich 47„20 DM (5 45 Abs° 4 des Ange—
stelltcnversicherungsgesetzes -AVG— ). Mit der Klage

machte die Klägerin geltend, ihr stehe die volle Witwen—

rente zu, weil die geschiedene Frau des Versicherten kei-

nen Ln:pruch auf eine Gesehiedenenwitwenrente nach 5 42

AVG habe; außerdem sei ihr die für sie günstigere Rente

nach altem Recht zu gewähren (Art„ 2 5 41 des Angestell»
tenversieherungs—Neuregelung3gesetzes —AnVNG—)Q

c Sozialgericht (SG) Hamburg entschied mit Urteil vom
2° Februar 1964: "Der Bescheid der Beklagten von 24° Juli

eo
Litwcnrente der Klägerin ab 10 September

1961
nach der

Vergleichsberechnung festzustelleno" ' ‘

Das SG führte aus? das Begehren der Klägerin nach einer

anderen Teilung der Rente zwischen ihr und der geschiede—

nen Ehefrau sei unbegründet; dagegen könne die Klägerin

die nach der Vergleichsberechnung höhere Witwenrente been—

:pruchcn (Art„ 2 @41 AnVNG)° Der Versicherte habe zwar
in den Ja ren 1958 und 1959 nicht für mindestens neun

Renate Beiträge entrichtet (Art° 2 5 41 Satz 2 AnVNG)°

Dies sei aber auch nicht mehr erforderlich gewesen, weil

er bereits im Jahre 1958 berufsunfähig geworden sei‚'

Auf die Berufung der Beklagten hob das
Landes

sozialge—

richt (ISG) Hamburg am 9° Juli 1965 das Urteil des SG auf

*nd wies die Klage ab: Die Voraussetzungen des Art° 2 5 41
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AnVNG für die Vergleichsbereehnung der Witwenrente der
Klägerin seien nicht erfüllt. Der Versicherte habe in den

Jahren 1958 und 1959 nicht die nach Art° 2 5 41 Satz 2

AnVNG erforderlichen neun Beiträge entrichtet; die Ver—

gleichsbcrcehnung setze nur bei Rentnern die Entrichtung„

dieser neun Beiträge nicht voraus; der Versicherte sei zwar
seit 1958 ber1fsunfähig gewesen„ er habe aber keine Ren—

te bezogen‚ Das LSG ließ die Revision zu„

Die Klägerin legte fristgemäß und formgerecht Revision

ein und beentregte‚

das Urteil des LSG Hamburg vom 9’ Juli

1965 eufzuheben und die Beklagte zu ver—
Vurteileng die Witwenrente der Klägerin ab

1° Segtember 1961 nach der Vergleichsbe»

rechnung neu festzustelleno

Sie rügte„ das LSG habe Art° 2 €‘41 AnVNGverletzt°

Mit einem nach Ablauf der — verlängerten — Revisions—

bcgründungsfrist eingegangenen Schriftsatz vom 150 Januar

1966 machte die Klägerin noch geltend, die geschiedene

Frau des Versicherten könne keine "Geschiedenenrente"

‚beanstuehen9 da der Versicherte ihr nur in geringem Um-
fang Unterhalt geleistet habe; mit Rücksicht hierauf be—

antrege sie “hilfsweise"9 die Sache an das LSG zurückzu—

‚verweiseno

Die Beklagte beantragte9

die Revision zurückzuueisen°

II.
Die Revision ist zulässig (55 162 Abs° 1 Nr„ 1, 164 des
Sozialgerichtsgecetzes —SGG—); sie ist auch begründet°
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Streitig ist‘) ob die Klägerin nach Art; 2 € 41 AnVNG
die Wittenrente nach dem für sie günstigeren alten Recht

beanspruchen kann? obwohl der 1960 verstorbene Ehemann
(Versicherter) — der unstreitig seit 1958 berufsunfähig

gewesen ist, aber keine Rente bezogen hat — für die
Jahre 1958 und 1959 nicht jeweils mindestens neun Bei—

träge entrichtet hat (Art° 2 5 41 Satz 2 AnVNG)°

Das LSG hat den An8pruch der Klägerin auf die Vergleichs—

berecknung zu Unrecht verneinto Wie das Bundessozialge—

richt (ESG) bereits in mehreren Entscheidungen darge—

legt hat, enthält die Regelung des rt° 2 5 41 Satz 2

AnVKG‚ wonach zur Erhaltung des Rechts auf die Vergleichs—

berechnung ab 1° Januar 1957 für jedes Kalenderjahr vor

dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles für mindestens
_

neun Renate Beiträge zu entrichten sind, "Reste des ala”

ten Anwertschaftsrechts"° Es ist deshalb gerechtfertigt9

bei der Anwendung dieser Vorschrift "Grundsätzea die dem

AnwartschaftsreCht immanent waren, zu übernehmen" {vgl°

Urteile des 4° Senats des BSG vom 9° Dezember 1965{)

SozR Nr. 52 zu der dem Art° 2 € 41 AnVNG entsprechenden

Vorschrift des Art° 2 5 42 des Arbeitcrrentenversiche—

rungs—Heuregelungsgesetzes —ArVNG— mit weiteren Hinwei-

sen und vom 70 April 1964‚ BSG 20, 282)° Das BSG ist

zwar in der Anwendung des alten Anwartschaftsrechts auf

die nach Art, 2 5 41 Satz 2 AnVNG vorgeschriebene Bei—

tragsleistung nicht so weit gegangen? daß es auch die

Anrechnung beitragsloser Zeiten zugelassen hat (vgl°
5 1267 der Reichsversicherungsordnung -RVO— aF)° Inso-

‚weit hat es darauf abgestellt‚ daß "die Vergünstigung

der das System des neuen Rechts durchbrechcnden Ausnahme—
' vorschrift des Art„ 2 5 41 AnVNG eine qualifizierte Bei—

.tragsleistung erfordere" (Urteile des BSG vom 16° Mai
1965, SozR Nr° 14 zu Art° 2 5 42 ArVNG und von 9° März

1966 — 4 RJ 89/65 — )° Es hat jedoch die ent5prechende

Anwendung des 5 1264 Abs° 3 Satz 1 RVG aF, wonach zur;
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Erhaltung der Anwärtschaft für das Jahr des Versicherungs-

fallcs und danach keine Beiträge mehr erforderlich waren?

sowie auch die des @ 1264 Abs. 5 Satz 5 BVD aF9 wonach

der Invalidität der Bezug einer Invaliden—, Witwen— oder

. Witvcrrcnte gleichstanden9 grundsätzlich bejaht (Urteil

des KSC von 9° Dezember 1965? SozR Nr° 52 zu Art° 2 € 42

ArYNG)° Der 5. Senat des BSGhat in dem Urteil vom
28. J;nuer 1960 (BSG 11, 254) die Auffassung vertreten:

"Empflrgor von Rente aus der Rentenversicherung brauchen

nicht nach Art° 2 5 42 Satz 2 ArVNG in der Zeit vom
1. Januar 1957 bis 51° Dezember 1961 für jedes Kalender—

jahr mindestens neun Monatsbeiträge zu entrichten, um

die Lurchführurg der Vergleichsberechnung für ihre Hinter—

bliebenen zu sichern"° Er hat dazu ausgeführt? die sinn—

gemäße Anwendung des Grundsatzes des alten Anwartschafts—

rechts (des S 1264 Abs° 5 RVO aF) stütze die Meinung‚

daß auch eine "Lnrartschaft" auf Vergleichsberechnung,

die bei Eintritt des Versisherungsfalles in der Person

des Versicherten erhalten 4ar„ nicht mehr orlösche° Der

5. Senat hat in diesem Urteil zu der Frage, ob für die
‘Erhaltung des Rechts auf die Vergleichsberechnung der

zur Rentenberechtigung führende Eintritt des Versiche-

rungsfalles genügt, oder ob auch ein Rentenbezug hinzu-

kommen muß? nicht Stellung nehmen müssen„ Es besteht

jedoch kein Anhalt dafür‚ daß er den Rentenbezug als das
entscheidende Merkmal für die Erhaltung des Anspruchs

auf die Vorgleiohsborechnung angesehen hat° Der 4° Se—

nat hat zwar in einem Urteil vom 60 April 19659 SozR

Nr° } zu 3 1276 EVO ausgeführt, daß "der Versicherte
für die Jehro 1957 und 1958 keine Beiträge (nach Art. 2
@ 42 Satz 2 ArVKG) zu leisten brauchte„ weil er damals
berufsunfähig war und überdies.eine Rente wegen Berufe-.
unfähigkeit bezogen hat (5 1264 RVO aF)"° Er hat je—
doch in seinem Urteil vom 9„ Dezember 1965 erkennen

lassen, daß seiner Meinung nach der Grundsatz des

5 1264 Abs° } Satz 1 BVG aF in der Weise auf Art° 2

- 6 _
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'55'426ArVNG entsprechend anzuwenden sei‚ daß ein erwerbs-z

unfähigcr und deswegen rentenberechtigter Versicherter

nicht mindestens neun Konatsbeiträge zu entrichten
Vbrauche, um die Durchführung der Vergleichsberechnung

für seine Hinterbliebenen zu sichern° Der erkennende Se—

nat hat (im Anschluß an BSG 15, 275) in dem Urteil vom
4. Kai 1965 — 11/1 RA 174/65 — noch die Auffassung ver—
treten, daß die Berufsunfähigkeit, die nicht zur Renten-

gewährung geführt hat‚ das Recht auf die Vergleichsbe-
rechnung nach Art° 2 5 41 Satz 2 AnVNG nicht erhalte;

in diesem Falle hat es allerdings bei Eintritt der Be—

rufsunfähigkeit schon an
sonstigen Voraussetzungen des

Rentcnanspruchs gefehlt‚ Der Senat hält jedoch nach erneu—
ter Prüfung der Sach— und Rechtslage die Auffassung‘.) daß

nur für "Rentner" und nicht auch für Versicherte? die

durch den Eintritt des Versicherungsfalles rentenberech—

tigt geworden sind? das Recht auf die Vergleichsberech—

nung ohne weitere Beitragsleistung nach Art° 2 5 41
Satz 2 LnVNG erhalten bleibe9 jedenfalls insoweit für zu

eng, als es sich um die Erhaltung des Rechts auf die Ver-—
gleiehstcrechnung für die Hinterbliebenen—Renten handelt°

Es kann insoweit keinen Unterschied machen,q ob der Ver—

sicherungsfall in der Person des Versicherten zur Bewilli—

gung einer Rente geführt hat oder ob trotz Vorliegens

aller Voraussetzungen der Rentenberechtigung eine Rente

noch nicht bewilligt Werden ist, weil der Versicherte

noch keinen Rentenentrag gestellt hat° Wenn auf die Rege—

lung des Art° 2 € 41 Satz 2 AnVNG der Grundsatz des frü-

heren Anwartschaftsrechts (des 5 1264 Abs° 5 RVO aF)

sinngemäß anzuwenden ist9 muß der Eintritt eines Ver—

sicherungsfalles5 der die Rentenberechtigung begründet

hat, genügen, um das Recht auf die Vergleichsberechnung

zu erhalten; 5 1264 Abs° 5 Satz 1 RVG aF knüpft die Er—

haltung der Anwartschaft nicht an den Rentenbezug, son—

dern an den Eintritt des Versicherungsfalles° Im vor—
liegenden Fall hatte der Versicherte bereits mit dem

-'7...
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Eintritt seiner Berufsunfähigkeit im Jahre 1958 das

Recht auf eine Rente? und zwar auf eine nach Art° 2 5 41

Satz 1 AnVNG zu terechnende Rente erworbeno

Der Anwendung der alten Anwartschaftsgrundsätze im Rahmen

des Art° 2 5 41 LnVNG steht auch nicht entgegen? daß nur
der Bezug des Altersruhegeldes — nicht schon die Er—

reichung der Altersgicnze — die Fortsetzung des Ver—
sicherungsverhtltnisse: ausschließt; nur Bezieher von

Altersruhegeld klnnen keine Beiträge mehr leisten? vgl°

55 4229 Abs„ 4 Nr.. 4? 4255 Abs., 4 Satz 2 BVD= 55 6 Abs. “4
Nr. 1, 10 Abs„ 1 Satz 2 AVG; nach Eintritt der Berufsun-

fähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit ist der Versicher—

te — auch bei Ecntenbezug — nicht gehindert, noch

Pflichtteiträge und — sofern die Voraussetzungen der
.

Weitcrv rsicherungnach5 40 Abs„4 Satz 4 AVG= s 4255
Abs. 1 Satz 1 RVO erfüllt sind — auch freiwillige Bei—

träge zur Anrechnung für das Altersruhegeld und die
Hinterbliebenen:ente zu entrichten; auf die rechtliche

MöglichLeit, weitere Beiträge zu entrichten, kann es
jedoch bei sinngemäßer Anwendung des 5 1264 Abs° 5 EVO

nich cnkonmen; vielmehr ist insoweit entscheidend9 daß

von einem Versicherten9 der eine so erhebliche Einbuße

an seiner Erwerhsfähigkeit erlitten hat, daß er ren—

tenbercchtigt geworden ist„ eine Beitragsleistung im

Sinne des Art„ 2 5 41 Satz 2 AnVNGnicht mehr erwartet
wird (vgl° auch das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 260 Jenu8r 1962 — Breithaupt 52, 158; Urteil des

erkennenden Senats vom 50 Eärz 19659 BSG 22, 2789 285).

' . . . r '
Die Revision ist :onach begründet° Das Urteil des LSG
ist aufzuheten° Die Berufung der Beklagten gegen das

Urteil des SG ist zurückzuweiseno

Die Kostcncntscheidung folgt aus 5 195 SGG°
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Auf den nach Ablauf der Revisionsbegründungsfrist ein—

gereichten "Hilfsantrag" der Klägerin? die Sache zur -
nochmaligen Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der.

Rentcntcilung an das LSG zurückzuverweiscn9 hat das BSG

schon deshalb nicht einzugehen brauchen, weil die Klä—

'gerin mit ihrem Hauptantrag Erfolg gehabt hat

(vgl„ auch BSG17‚ 56). '“”'
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